
16. Juli 2024

Bayern: Linke Aktivisten umgehen
Bargeldgrenzen für Flüchtlinge

Betrug bei Flüchtlings-Bezahlkarte in Bayern: Linke
Aktivisten umgehen Bargeldlimit durch

Gutscheinumtausch. CSU empört.

Betrugsmasche bei Bezahlkarte für
Flüchtlinge | Politik

In Bayern sorgt eine neue Bezahlkarte für Diskussionen: Sie
wurde eingeführt, um sicherzustellen, dass Flüchtlinge ihre
monatlich erhaltenen 460 Euro nicht zweckentfremden. Die
Karten sind so gestaltet, dass lediglich 50 Euro pro Monat in bar
abgehoben werden können.

Allerdings haben linke Aktivisten wie die Münchnerin Lisa
Poettinger bereits Wege gefunden, dieses System zu umgehen.
Poettinger, die in der Vergangenheit durch ihre radikalen
Ansichten und Kritik an Markus Söder und der CSU aufgefallen
ist, ist eine der treibenden Kräfte hinter der Aktion „Offen
bleiben München“.

Wie funktioniert der Betrug?

Die Aktivisten ermutigen Flüchtlinge, mit ihrer Bezahlkarte
Gutscheine in Supermärkten zu kaufen. Diese Gutscheine
werden dann an speziellen Sammelpunkten gegen Bargeld
eingetauscht. Dadurch können die Flüchtlinge schließlich doch
ihren gesamten monatlichen Betrag von 460 Euro in bar
erhalten – entgegen der ursprünglichen Absicht der Karte.



Für die Aktivisten ist diese Praxis ein Weg, die Beschränkungen
der Bezahlkarte zu umgehen und den Flüchtlingen Zugang zu
mehr Bargeld zu ermöglichen. Dazu haben sie Flugblätter in
mehreren Sprachen, darunter Arabisch, Kurdisch und Dari,
verteilt, um die Informationen breit zu streuen.

Reaktionen und politische Diskussionen

CSU-Generalsekretär Martin Huber äußerte seine Empörung und
forderte, dass der „Asyl-Gutschein-Betrug durch linke
Organisationen“ gestoppt werden müsse. Er betonte, dass der
Staat sich nicht auf der Nase herumtanzen lassen dürfe und
dass das Bayerische Innenministerium handeln müsse. „Der
Kauf von Gutscheinen mit der Bezahlkarte muss unterbunden
werden“, so Huber entschieden.

Das Bayerische Innenministerium zeigt sich jedoch wenig
optimistisch. Ein Sprecher erklärte, dass das Ministerium den
Betrug kennt, jedoch keine Maßnahmen ergreifen könne, um ihn
zu verhindern. Man erwarte nicht, dass diese Tricks das
Bargeldlimit wesentlich unterlaufen würden.

Gleichzeitig kritisierte Huber scharf die Flüchtlinge, die sich an
diesem Tauschgeschäft beteiligen. „Wer Gutscheine zu Bargeld
macht, zeigt, dass er den Rechtsstaat missachtet. Das muss
Konsequenzen haben,“ sagte er.

Diese Enthüllungen werfen ein Schlaglicht auf die oft
problematische Umsetzung von Maßnahmen und Regularien im
Umgang mit Flüchtlingen. Der aktuelle Vorfall stellt die
Effektivität der Bezahlkarte und die Durchsetzungsfähigkeit der
Behörden infrage.

Die Rolle der Politik und mögliche
Präventionsmaßnahmen

Dieser Fall zeigt, dass es nicht ausreicht, Maßnahmen zu
ergreifen, um die Absichten zu steuern, ohne die praktischen



Umsetzungsfragen zu bedenken. Es wäre notwendig gewesen,
im Vorfeld mögliche Schlupflöcher zu identifizieren und zu
schließen. Die Regierung könnte künftig durch umfassendere
Kontrollen und regelmäßige Überprüfungen der Nutzung solcher
Karten verhindern, dass Missbrauch stattfindet.

Auch eine stärkere Sensibilisierung sowohl der Flüchtlinge als
auch der Bevölkerung für die möglichen rechtlichen
Konsequenzen eines solchen Verhaltens könnte präventiv
wirken. Schließlich sollte die Politik eng mit lokalen
Organisationen zusammenarbeiten, um sicherzustellen, dass die
eingeführten Maßnahmen sowohl fair als auch effektiv sind.

Insgesamt muss die Politik ihrer Verantwortung gerecht werden,
sowohl den Rechtsstaat zu wahren als auch Lösungen zu finden,
die praktikabel und durchsetzbar sind.
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